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17. bundes​weites Vernetzungstreffen christlicher Friedensgruppen 

Thema: „FRIEDEN in Zeiten des KLIMAWANDELS ?“, in Kiel

Ergebnisse und Forderungen der Arbeitsgruppen vom 1.9.2012

Arbeitsgruppe 3  
Wanderbewegung durch Klimawandel 






und Armut

Leitfrage:  Es ist einer der dramatischen Aspekte des Klimawandels, dass einzelne Orte immer weniger oder gar nicht mehr bewohnbar werden. Die Folge ist, dass immer mehr Menschen ihre Heimat verlassen und - unter individuell sehr unterschiedlichen Voraussetzungen - zu sogenannten Klimaflüchtlingen werden. 
Das deutsche Flüchtlingsrecht hat umweltbedingte Flucht und Einwanderung von Menschen bisher nicht anerkannt. Wie ist dieser Mangeln zu beheben? 
Wie können Abschiebung und erniedrigende Asylverfahren verhindert werden?

Sachstand/Diskussion: 
Laut UNHCR sind weltweit 43,7 Millionen Menschen auf der Flucht. Andere Quellen schätzen die Zahl gar auf über 60 Millionen Menschen. 80 – 85 % dieser Menschen bleiben in der Herkunftsregion (Binnenvertriebene oder sie fliehen in Nachbarländer).

Der gemeinsame Grenzschutz Europas wird durch die private Agentur ‚FRONTEX’ betrieben. Dabei wird FRONTEX –  mit einem europäischem Budget von 80 Millionen Euro (2011) ausgestattet – offiziell nur vermittelnde Funktion zuerkannt, in der Praxis aber handelt die Agentur weitgehend selbstständig. Die Koordination der Einsätze der nationalen GrenzschützerInnen dienen dem Zweck Flüchtlinge „zur Umkehr zu bewegen“. Das Dublin II Abkommen (Erstlandprinzip) führt zu einer ungerechten Verteilung von Flüchtlingen in Europa. Klimaflucht ist kein neues Phänomen! Es gibt jedoch keine klare Definition von „Klimaflüchtling“, sodass die eigentliche Ursache der Einwanderung immer wieder verborgen bleibt und offiziell einer anderen Art der Einwanderung zugeordnet wird. Weil es keine klare Definition gibt, lassen sich auch keine Rechtsansprüche für Klimaflüchtlinge ableiten. Das deutsche Aufenthaltsrecht kennt:

· Flüchtlinge nach Grundgesetz (individuelles politisches Asyl)

· Flüchtlingsschutz nach der Genfer Flüchtlingskonvetion (GFK) gibt auch Schutz vor Verfolgung auf Grund einer speziellen Gruppenzugehörigkeit

Es gibt zudem politische (‚praktische’) Gründe die zu einem Abschiebungsschutz führen

ABER: Klimaflucht führt in allen Fällen (als ‚alleiniger’ Grund) zur Ablehnung!

Der internationaler Vergleich: nach der Europäischen Menschenrechtskonvention liegen Schutzgründe vor, wenn eine Verletzung der Menschenrechte drohen; die USA hat den Terminus „gefährliche Situationen“ zum Schutzgrund erklärt.

Wurden bisher Flüchtlinge ohne Verfolgungshintergrund, als ‚Wirtschaftsflüchtlinge’ tituliert und in der bundesdeutschen Öffentlichkeit häufig ablehnend begegnet, rückt vor dem Hintergrund der Klimaänderungen der Zusammenhang der Flucht mit unserem Verhalten in der Industrieländern in den Blick. 

Unser Verhalten auch in Deutschland ist mitursächlich für die schlechter 
werdende Situation in vielen, durch die Klimaänderung bedrohten Gebieten! 
Gleiches gilt jedoch auch für viele Armutsursachen!  Die Flucht nach Europa ist dabei nur ein minimaler Teil der dadurch ausgelösten Fluchtbewegungen.

Zukünftige Aufgabe / aktuelle Forderungen:
· Bewusstsein für Zusammenhange von Umweltkatastrophen und Flucht schaffen
· Die Anerkennung von Flüchtlinge als Klima- und Armutsflüchtlingen ist im internationalen und nationalen Recht zu verankern (Rechtsstatus schaffen)

· Fluchtwege müssen aktiv ermöglicht werden

· Fluchtursachen verhindern unter anderem durch Klimaschutz (s.a. Arbeitsgruppe 6)

· Menschenwürdige Unterbringung statt Abschiebehaft

· Abschaffung von Frontex und Änderung des Dublin II-Übereinkommen 

· ‚Relocation’ (Verteilung innerhalb der EU): Flüchtlinge aus Italien aufnehmen 

Zudem nimmt die Arbeitsgruppe 3 die aktuelle Lage im syrischen Bürgerkrieg zum Anlasse unter Verweis auf die Pressemitteilung des Innenministeriums SH 
 zu fordern:

· Aktive Aufnahme von Flüchtlingen aus Syrien – jetzt !
� siehe konkreter die Forderungen der Pro Asyl-Broschüre vom April 2012: � HYPERLINK "http://www.proasyl.de/fileadmin/proasyl/fm_redakteure/Broschueren_pdf/Broschuere_Dublin_April_2012_WEB.pdf" ��Flüchtlinge im Labyrinth – die vergebliche Suche nach Schutz im europäischen Dublin System� 





� siehe auch � HYPERLINK "http://www.proasyl.de/" ��www.proasyl.de/�: Behandelt wie menschliche Fracht �			– Italien weist Schutzsuchende nach Griechenland zurück. 


Tausende Schutzsuchende versuchen jedes Jahr über das Meer von Griechenland nach Italien zu gelangen. Wenn sie es schaffen, Italien zu erreichen, werden sie unverzüglich – ohne individuelle Prüfung und ohne rechtliche Absicherung – nach Griechenland zurückgeschoben, wie der Bericht "HUMAN CARGO - Arbitrary readmissions from the Italian sea ports to Greece" vom Griechischen Flüchtlingsrat und PRO ASYL zeigt. Wie die meisten EU-Mitgliedstaaten hat auch Italien Abschiebungen im Rahmen des Dublin-Systems nach Griechenland offiziell ausgesetzt, nachdem der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte im Januar 2011 Griechenland zu einem unsicheren Land für Asylsuchende erklärte. Dennoch werden aus Italien systematisch willkürliche Rückführungen nach Griechenland vorgenommen. Der � HYPERLINK "http://www.proasyl.de/fileadmin/fm-dam/p_KAMPAGNEN/Flucht-ist-kein-Verbrechen/humancargo.pdf" \o "TEXT, humancargo, humancargo.pdf, 2.3 MB" �Bericht �basiert auf Zeugenaussagen von über 50 Schutzsuchenden.





� Kiel, siehe u.a. Hamburger Abendblatt vom 24.08.12: �Schleswig-Holstein will Bürgerkriegsflüchtlinge aus Syrien aufnehmen. �� HYPERLINK "http://www.schleswig-holstein.de/IM/DE/Service/Presse/PI/2012_neu/120824_im_syrien.html" ��"Das ist ein Gebot der Humanität," sagte Innenminister Andreas Breitner� (SPD) am Freitag in Kiel. Er erwarte von der Bundesregierung eine Grundsatzentscheidung. Über Einzelheiten könnten sich Bund und Länder dann verständigen. Geklärt werden müsste beispielsweise, wie viele Flüchtlinge nach Deutschland kommen sollen und ob es besondere Aufnahmekriterien geben soll, sagte Breitner. ...





